[Briefkopf Ihrer Einrichtung]
[Anschrift]
[Telefon | E-Mail | Website]
[Ort], [Datum]

Information zum geplanten Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG)
für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Pflegebedürftige und Angehörige,
mit dem geplanten Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) sollen wesentliche Leistungen der Pflegeversicherung schon ab Januar 2027 neu geordnet werden. Mehrere bisher selbstständige Ansprüche sollen abgeschafft, in Budgets überführt oder in ihrer Nutzung eingeschränkt werden.
Wir möchten Sie deshalb frühzeitig über die möglichen Auswirkungen informieren. Bitte beachten Sie, dass es sich um den aktuellen Gesetzentwurf handelt. Änderungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren sind möglich.
Entlastungsbetrag: Wegfall und Kürzungen
Für Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 soll der bisherige Entlastungsbetrag von bis zu 131 Euro monatlich ab dem 1. Januar 2027 entfallen. Ein gleichwertiger Ersatz durch ein Sozialraumbudget ist nach dem Entwurf nicht vorgesehen.
Neues Sozialraumbudget nur für Angebote zur Unterstützung im Alltag nutzbar
Für Pflegebedürftige mit Pflegegrad 2-5 wird der Entlastungsbetrag in das neue Sozialraumbudget überführt. Pflegebedürftiger unter 25 Jahren erhalten dann 300 Euro und Pflegebedürftige ab 25 Jahren 175 Euro monatlich. Das neue Sozialraumbudget kann nur für Leistungen von niedrigschwelligen Angeboten zur Unterstützung im Alltag, für Nachbarschaftshilfe oder für ehrenamtliche Strukturen genutzt werden.
Ambulante Pflegedienste sollen diese Leistungen nach dem Entwurf nicht erbringen dürfen. Sofern Sie Betreuungs- oder hauswirtschaftliche Leistungen über Ihren ambulanten Pflege- oder Betreuungsdienst nutzen möchten, müssen diese über Pflegesachleistungen, Pflegegeld oder eigenständig finanziert werden.
Auch für die Tages- und Nachtpflege kann sich die Nutzung verschlechtern, weil der Entlastungsbetrag künftig nicht mehr für Kosten wie Unterkunft und Verpflegung eingesetzt werden kann. Zudem ist auch keine Ansparmöglichkeit der Beträge über einen längeren Zeitraum mehr vorgesehen.
Verhinderungspflege: Eigenständiger Anspruch entfällt
Der Entwurf sieht vor, die Verhinderungspflege als eigenständigen Leistungsanspruch in ihrer bisherigen Form zu streichen. Die bisherige flexible Absicherung, wenn die Hauptpflegeperson durch Krankheit, Urlaub, berufliche Verpflichtungen oder andere Gründe verhindert ist, soll künftig über andere Budgets wie Pflegesachleistung oder Pflegegeld erfolgen. Vorgesehen ist ein Überbrückungsbudget, für Pflegebedürftige mit Pflegegrad 2 – 5 von 2285 Euro im Jahr, welches dann lediglich für Akut- und Notsituation genutzt werden kann.
Beratung und Pflegebegleitung
Ab dem Jahr 2029 soll die Pflegebegleitung bzw. -beratung von den Pflegekassen organisiert werden. Dies gilt auch für die bisherigen verpflichtenden Beratungen für Pflegegeldempfangende und Pflegekurse. Es ist möglich, dass die Pflegekasse weiterhin die ambulanten Pflegedienste mit der Pflegebegleitung beauftragen wird. Sichergestellt ist dies jedoch nicht.
Umwandlungsanspruch für Angebote zur Unterstützung im Alltag entfällt
Der bisherige Umwandlungsanspruch von bis zu 40 Prozent der ambulanten Pflegesachleistung für Angebote zur Unterstützung entfällt ersatzlos ab dem Jahr 2027.
Neue Beträge für Pflegsachleistungen und Pflegegeld
Ab Januar 2027 werden die Leistungsbeträge angehoben.
Pflegesachleistung (beinhaltet auch zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel und Leistungen bei Verhinderung der Pflegeperson)
· Pflegegrad 2: 890 Euro im Monat
· Pflegegrad 3: 1.590 Euro im Monat
· Pflegegrad 4: 2.090 Euro im Monat
· Pflegegrad 5: 2.530 Euro im Monat
Pflegegeld (beinhaltet auch zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel und Leistungen bei Verhinderung der Pflegeperson)
· Pflegegrad 2: 380 Euro im Monat
· Pflegegrad 3: 630 Euro im Monat
· Pflegegrad 4: 890 Euro im Monat
· Pflegegrad 5: 1.080 Euro im Monat

Sprechen Sie uns oder Ihre Pflegekasse frühzeitig an, wenn Sie Fragen zu den neuen Leistungsansprüchen oder zu deren Finanzierbarkeit haben.
Wir werden Sie selbstverständlich über den weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens und gegebenenfalls notwendige Änderungen in Bezug auf Ihre Leistungen bei uns informieren.
Mit freundlichen Grüßen
[Name]
[Funktion]
[Name der Einrichtung]

